
Für das Nachschlagewerk! Ja 
Für die Fachpresse! Ja
Für die amtliche Sammlung! Ja

Gesetz: Gehaltstarifverträge für die kaufmännischen und techni­
schen Angestellten sowie Meister der Textilindustrie 
Westfalens und des Regierungsbezirks Osnabrück vom 
ljjo Oktober I960, vom 9» November 1961 und vom 7»Februar 
1963: Gruppe M 1 b bzw. M 2  (Stühlmeisterpartiezulage^; 
TVG § 4 Abs. 1 und 5

Leitsätze:
1. Ob eine Zulage neben dem Tarifgehalt zu zahlen ist,

richtet sich in erster Linie nach der getroffenen Ver­
einbarung, Bilden danach Grundgehalt und Zulage nur 
Rechnungsposten einer einheitlichen Vergütung, so ist 
für die Beurteilung, ob der Arbeitnehmer tarifgerecht 
entlohnt wird, das vereinbarte Gesamtentgelt mit der 
tariflichen Vergütung zu vergleichen. Stellt sich da­
gegen die Zulage nach dem Willen der Vertragsparteien 
als ein relativ selbständiger, gesondert neben der 
Grundvergütung stehender Lohnbestandteil dar, so ist 
für die Feststellung, ob die vereinbarte Vergütung 
tarifgerecht ist, allein die vereinbarte Grundvergütung 
mit der tariflichen Grundvergütung zu vergleichen; die 
außertarifliche Zulage hat hierbei außer Betracht zu 
bleiben.

2. Für die Auslegungsfrage, ob eine Zulage gesondert neben 
der Grundvergütung gewährt ist, kann es von Bedeutung 
sein, daß es sich um eine echte Leistungszulage handelt. 
Ein Prämienlohn ist jedenfalls dann echter Leistungslohn, 
wenn er nach dem Ergebnis der Arbeitsleistung, also 
nach der Auswirkung des Leistungseinsatzes, bemessen 
wird. Dabei ist es nicht erforderlich, daß die für die 
Prämienberechnung maßgebliche Bezugsgröße (z«B. die 
Arbeitsmenge) in vollem Umfange auf der Leistung des 
durch die Prämie begünstigten Arbeitnehmers beruht; es 
genügt, wenn der Arbeitnehmer sie mitbeeinflussen kann.

/

Aktenzeichen: 4 AZR 411/64
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JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4_ AZR 411/64
6 Sa 20/64 Haram
Verkündet am 

* 10.. Dezember 1965
gez = Iiißler,
Angestellter
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

m Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der 
mündlichen Verhandlung vom 10= Dezember 1965 dux’ch die Bundes- 
richtcr Dr. Pecher, Dr= Ilartel und Dr= Neumann sov/ie die 
Bundesarbeitsrichter Willems und Dr» Babel für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das im schrift­
lichen Verfahren ergangene, am 24-/28= Oktober 1964 
zugestellte Urteil des Landesarbeitsgei'ichts Hamm 
- 6 Sa 20/64 - wird auf Kosten der Beklagten zurück- 
gewiesen-

V o n  R e c h t s  w e g e n !
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Tatbest andj_
Der Kläger war seit 1934- bei der Beklagten, die in R 

in V/ eine Spinnerei und Weberei betreibt, als V/eber be­
schäftigt o Von 1= Juli I960 ab wurde er nach einer kurzen Aus­
bildung in den Aufgaben eines Stuhlmeisters als Hilfsstuhlineister 
eingesetzte In der Seit von 1. Januar 1961 bis zu seinen Aus­
scheiden am 12o Oktober 1963 war er nur noch am 31* Dezember 
1962, von 7- bis 11« Januar 1963, vom 18» bis 28» Februar 1963 
und von 11» bis 21» März 1963 als Weber tätig, über seine Vergü­
tung ist eine ausdrückliche Abrede nicht getroffen worden. Der 
Kläger erhielt 95 % das Tarifgehalts eines Stuhlmeisters und 
eine sogenannte PartieZulage. Beides zusammen überstieg das ta­
rifliche Stuhlmeistcrgehalt, Die Parteien waren als Mitglieder 
der vertragschließenden Verbände an die Gehaltstarifverträge für 
die kaufmännischen und technischen Angestellten sowie Meister 
der Textilindustrie Westfalens und des Regierungsbezirks Osna­
brück vom 13o Oktober I960, vom 9* November 1961 und vom 
7* Februar 1963 gebunden.

Die Partiezulage, die die im Betriebe der Beklagten beschäf­
tigten Stuhlmeister und Hilfsstulilmeistcr monatlich neben ihrem 
Gehalt bekommen, wird nach der Formel

Prämiensatz_ _ x_„ Istschußzahl Sollschüßzähl
errechnet. Dabei ist der Prämiensatz ein vorgegebener fester 
Betrag. Die Sollschußzahl ergibt sich aus einer Multiplikation 
der Anzahl der von einem Stuhlmeister betreuten Webstühle (der 
Partie), der Tourenzahl der Webstühle, des vorgegebenen Nutzef­
fekts und der Monatsarbeitsstunden, Die Istschußzahl hangt von 
der Zahl der an der Partie eingesetzten Weber und ihrer Arbeits­
leistung ab. Ein Stuhlmoister kann die Istschußzahl beeinflussen, 
und zwar bis höchstens 10 %, indem er schadhafte Web Stühle schnell, 
repariert, Defekte rasch erkennt, die Weber richtig anlcitet und 
der Betriebsleitung rechtzeitig den bevorstehenden Ablauf von 
Ketten meldet. Neben der Partiezulage erhalten die Hilfsstuhl­
meister zunächst 90 %, bei längerer Tätigkeit als Hilfsstuhlmei- 
ster 95 °/° des tariflichen Stuhlmcistergehalts,
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Der Kläger trägt vor, er habe bei der Beklagten die Tätig­
keit eines vollwertigen Stuhlmeisters mit eigener Partie ausge­
übt o Er habe infolgedessen für die Zeit vom Io Januar 1961 bis 
zum 12. Oktober 1963 Anspruch auf das volle Stuhlmeistergehalt, 
das er von der Beklagten immer wieder verlangt habe. Durch die 
Gewährung der Partiezulage werde die untertarifliche Entlohnung 
nicht ausgeglichen. Die Beklagte könne ihm das volle tarifliche 
Entgelt neben der Partiezulage auch nicht mit der Begründung 
verweigern, cs bestehe bei ihr hinsichtlich der Beschäftigung 
und Vergütung von Hilfsstuhlmeistern eine langjährige betrieb­
liche Übung. Der Kläger verlangt von der Beklagten für die an­
gegebene Zeit Zahlung des Unterschiedsbetrags zwischen dom vol­
len Tarifgehalt eines Stuhlmeisters und den gezahlten, um 5 % 
gekürzten Beträgen in der unstreitigen Höhe von 1.04-6,96 DI-L

Die Beklagte hat um Abweisung der Klage „gebeten. Sie macht 
geltend, bei der Partiezulage handele es sich um eine von der 
Beklagten freiwillig gewährte Wirtschaftszulage, die auf einen 
etwaigen tariflichen Gehaltsanspruch des Klägers anzurechncn 
sei. Han könne höchstens 10 % der Zulage als leistungsbedingte 
Auswirkung der Tätigkeit eines Stuhlmeisters ansehon. Auch wenn 
man zugunsten des Klägers diesen Teil der Partiezulage als Lei­
stungsprämie behandele und nicht auf seinen Tariflohn anrechne, 
habe er an Vergütung mehr erhalten, als die Beklagte nach den 
Gehaltstarifverträgen zu leisten verpflichtet gewesen sei.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegobon. Die hier­
gegen vtn der Beklagten eingelegte Berufung hatte keinen Erfolg, 

Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelasscnen Revision er­
strebt die Beklagte die Aufhebung der vorinstanzlichen Urteile 
und die Abweisung der Klage, während der Kläger um Zurückwei­
sung der Revision bittet.

Entsche idungsgründe^.
Die Revision ist unbegründet.
Ohne Rechtsirrtum nimmt das Berufungsgericht an, daß dem 

Kläger in dem der Klage zugrundeliegenden Zeitraum vom 1. Januar 
1961 bis 12. Oktober 1963 ein tariflicher Anspruch auf das volle
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Stuhlmeistergehalt zusteht. Dieser Anspruch hängt allein davon 
ab, ob der Kläger nach seiner Tätigkeit der in den Gehaltstarif- 
vertragen tür die kaufmännischen und technischen Angestellten sowie 
die Meister der Textilindustrie \7estfalens und des Regierungsbe­
zirks Osnabrück vom 13. Oktober I960, vom 9» November 1961 und 
vom 7° Februar 1963 aufgeführten Tarifgruppe der Stuhlmeistor 
(M 1 b, ab 1, Februar 1963 M 2 )  zuzuordnen ist, die nähere Tätig­
keitsmerkmale nicht enthalte Das Landesarbeitsgericht stellt 
hierzu fest, daß der Kläger im Klagezeitraum die volle Tätigkeit 
eines Stuhlmcisters eigenverantwortlich und selbständig ausgeübt 
hat. V/cnn es auf Grund dessen der Auffassung ist, der Kläger er­
fülle die Voraussetzungen der genannten Stuhlmeister gruppen, so 
ist das aus Rcchtsgründen nicht zu beanstanden. Es ist daher 
auch, wie das Landesarbeitsgericht mit Recht annimmt, unerheb­
lich, daß die Beklagte den Kläger nur als Hilfsstuhlmeister ein­
gesetzt hat, eine Bezeichnung, die in den angeführten Tarifver­
trägen nicht enthalten ist, und daß sic eine Ernennung zum Stuhl- 
mcistcr erst bei dauerndem Freiwerden einer Partie vornimmt., Eb:rso 
steht es dem tariflichen Anspruch des Klägers auf das volle 
Stuhlmoistergehalt nicht entgegen, wenn seine Entlohnung als 
Hilfsstuhlmeistcr mit nur 95 % des Tarifgehalts auf Grund einer 
im Betriebe der Beklagten bestehenden Übung erfolgte. Denn vom 
Tarifvertrag abweichende Abmachungen sind nur zulässig, soweit 
sie durch den Tarifvertrag gestattet sind oder eine dem Arbeit­
nehmer günstigere Regelung enthalten (§ 4- Abs. 3 TVG); eine un­
günstigere Vergütungsabrede wird kraft der unmittelbaren und 
zwingenden Wirkung der Tarifnormen (§4- Abs. 1 TVG) durch die 
tarifliche Regelung verdrängt. Das gilt gleichermaßen für aus­
drückliche Abreden wie für solche, die auf Grund einer betrieb­
lichen Übung oder durch dauernde Handhabung stillschweigend zum 
Inhalt dos Arbeitsvertrages gemacht werden.

Weiter ist es nicht zu beanstanden, wenn das Landesarbeits­
gericht der Ansicht ist, dem Kläger stehe das volle Stuhlmeistor- 
gehalt während des ganzen Klagezeitraums, also auch in den Zeiten 
zu, in denen er als Weber beschäftigt war (am 31° Dezember 1962, 
vom 7. bis '11. Januar 1963, vom 18. bis 28. Februar und vom 11. 
bis 21. März 1963)° Das Berufungsgericht stellt nämlich fest, daß
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eine stillschweigende Vereinbarung der Parteien getroffen sei, 
wonach nur noch Stuhlmeistertätigkeiten geschuldet sein soll­
ten, und zwar will es nach Sinn und Zusammenhang seiner Aus­
führungen diese Feststellung für den gesamten Klagezeöfcraum vom 
1» Januar 1961 his 12» Oktober 1963 treffen» An diese mit 
einer Verfahrensrüge nicht angegriffene Feststellung ist das 
Revisionsgericht gebunden» Ist demnach davon auszugehen, daß 
vom 1. Januar 1961 ab die Leistung von Stuhlmeistcrtätigkciten 
zum Inhalt des Arbeitsvertrages der Parteien geworden war, 
dann konnte die Beklagte dem Kläger nicht einseitig eine ge­
ringer zu bezahlende Arbeit zuweisen» Denn daß der Beklagten 
tariflich ein Direktionsrecht hinsichtlich der Beschäftigung 
des Klägers mit einer geringer zu entlohnenden Tätigkeit ein- 
geräumt gewesen sei, ist nicht ersichtlich (vgl» dazu BAG 7? 
182)» Das allgemeine Weisungsrecht der Beklagten umfaßt eine 
solche Befugnis nicht» Für ein Einverständnis des Klägers mit 
der Zuweisung einer geringer zu vergütenden Arbeit bietet der 
Sachverhalt keinen Anhalt; vielmehr stellt das Landesarbeits­
gericht fest, der Kläger habe wiederholt auf seine Bestellung 
zum Stuhlraoistor gedrängt und habe damit zu erkennen gegeben, 
daß er schon mit der erhaltenen Vergütung von 95 % des Stulil- 
meistergehalts nicht einverstanden sei» Dem Kläger steht da­
nach der Unterschiedsbetrag zwischen den ihm gezahlten 95 % 
des Stuhlmcistergehalts und den vollen Bezügen für den ganzen 
KlageZeitraum zu»

Entgegen der Auffassung der Revision ist dem Berufungsge­
richt auch darin boizutreten, daß die dem Kläger neben dem 
Festgchalt gezahlte Partiezulage nicht auf das ihm zustchendc 
volle Tarifgohalt eines Stuhlmeistcrs anzurechnen ist» Ob eine 
Zulage neben dem Tarifgehalt zu zahlen ist, richtet sich in 
erster Linie nach der getroffenen Vereinbarung» Bilden danach 
Grundgehalt und Zulage nur Rechnungsposten einer einheitlichen 
Vergütung, so ist für die Beurteilung, ob der Arbeitnehmer 
tarifgerecht entlohnt wird, die vereinbarte Vergütung insge­
samt mit der tariflich festgesetzten zu vergleichen; die Ver­
einbarung der Gesamtvergütung ist wirksam und für den Vergü­
tungsanspruch des Arbeitnehmers maßgebend, sofern sic nicht
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durch cine günstigere tarifliche Regelung verdrängt wird; eine 
solche Verdrängung kann von vornherein oder auch erst später 
eintreten, nämlich wenn der zunächst nicht günstigere Tarifsatz 
über die vereinbarte Gesamtvergütung hinaus erhöht wird (vglo 
3AG AP Nr, 75 8 zu § A TVG Ubertariflicher Lohn und Tariflohn­
erhöhung) o Stellt sich dagegen die Zulage nach dem Willen der 
Vertragsparteien als ein relativ selbständiger, gesondert neben 
der Grundvergütung stehender Lohnbestandteil dar, so ist für 
die Peststellung, ob die vereinbarte Vergütung tarifgerecht ist, 
allein die vereinbarte Grundvergütung mit der tariflichen Grund­
vergütung zu vergleichen; die außertarifliche Zulage hat hierbei 
außer Betracht zu bleiben»

Das Landesarbeitsgericht nimmt an, die Partiezulage sei dem 
Kläger neben dem ihm zustehenden Grundgehalt und unabhängig von 
dessen Höhe zu zahlen, weil sie in vollem Umfange als eine echte 
Leistungszulage gewährt worden sei. Diese Auslegung der der Ge­
währung der Zulage zugrundeliegenden Vereinbarung ist aus Rechts­
gründen nicht zu beanstanden» Sie kann als Auslegung einer cin- 
zelvertraglichen Abrede, die keinerlei typischen Inhalt hat, nur 
daraufliir/iachgeprüft werden, ob Auslegungsregeln, Erfahrungs­
sätze oder Denkgesetze verletzt oder wesentliche Umstände außer 
acht geblieben sind (vgl» BAG A, 360 [3653; 5» 221 [2233; 15 j 
110 [112]). Ein solcher Verstoß ist nicht erkennbar.,

Das gilt zunächst für die Ansicht des Landesarbeitsgerichts, 
bei der Partiezulage, in der die Revision eine Wirtschaftszulage 
sehen will, handele es sich um eine Leistungszulago in der Perm 
des Prämienlohnso Das Berufungsgericht stützt sich hierbei vor­
nehmlich auf die Feststellung, daß die Zulage an einen Arbeitser­
folg - die in der Partie erzielte Istschußzahl - anknüpft und 
dieser Arbeitserfolg zwar weitgehend von der Leistung der Weber 
abhängt, durch die Tätigkeit des Stuhlmeisters aber in nicht un­
erheblichem Maße mitbeeinflußt werden kann» \7enn das Landesar­
beitsgericht daraus folgert, die Partiezulage sei eine Leistungs­
zulago, doho die besondere Entlohnung für eine gesteigerte Lei­
stung , so ist das aus Rechtsgründen nicht zu beanstanden»
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Ein Prämienlohn ist nämlich jedenfalls dann echter Lei­
stungslohn, wenn er nach dem Ergebnis der Arbeitsleistung, 
also nach der Auswirkung des Leistungseinsatzes, bemessen wird. 
Dabei können’als Bezugsgröße z,B, die Arbeitsmenge, die Güte 
der Arbeitsausführung, die wirtschaftliche Nutzung von Material., 
Energie, Maschinen oder Werkzeugen herangezogen werden, In der 
zur Berechnung der Partiezulage aufgestellten Formel erscheint 
als Bezugsgröße, an die die Zulage geknüpft ist und die ihre 
Höhe variabel gestaltet, die Istschußzahl. In ihr tritt die 
Menge des Arbeitsergebnisses in Erscheinung, die nach den Fest­
stellungen des Landesarbeitsgerichts durch die Tätigkeit des 
Stuhlmeisters bis zu 10 % beeinflußt werden kann. Daß die Höhe 
der Partiezulagc weitgehend an die individuelle Leistung ande­
rer Arbeitnehmer gebunden ist, steht der Annahme eines Prämien- 
lohncs nicht entgegen. Denn es ist nicht erforderlich, daß die 
für die Prämienberechnung maßgebliche Bezugsgrößc in ihrem 
Umfang voll auf der Leistung des durch die Prämie begünstigten 
Arbeitnehmers beruht. Vielmehr genügt es, wenn der Arbeitneh­
mer sie mitbeoinflussen kann (vgl, Gaul, BB 1961, S„ 1385 fl".). 
Es kommt auch nicht darauf an, in welchem Maße der Arbeitnehmer 
jeweils die Bezugsgröße tatsächlich beeinflußt. Die Form des 
Prämienlohnes gestattet cs nämlich, die konkreten Ursachen der 
Leistungssteigerung oder -rainderung aus der Lohnberechnung aus- 
zuklammern. Schon dann also, wenn der einzelne Arbeitnehmer auf 
das Leistungsergebnis Einfluß nehmen kann, rechtfertigt cs sich, 
eine Zulage als Prämienlohn anzusehen, der durch die Leistung 
des Arbeitnehmers mitbestimmt ist. Andererseits spricht es 
nicht gegen den Charakter der Zulage als Leistungsprämie, daß 
ein Ausfall von Schußzahlen infolge des Fehlens von Webern 
sowie Stillstände jeder Art die nach der Prämienformel anzu­
setzende Istschußzahl und damit die Höhe der Prämie ungünstig 
beeinflussen.

Wird eine Zulage, wie hier die Particzulage, von dem durch 
den Empfänger der Zulage beeinflußbar Ergebnis der Arbeit einer 
Gruppe abhängig gemacht, so ist sie, wie das Landesarbeitsge­
richt zu Recht annimmt, in vollem Umfange Leistungsprömic; sie 
kann nicht, wie die Revision will, nach dem Maß der möglichen
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Boeinflussung der Arbeitsleistung der Gruppe zu 10 % als Lei- 
stungs- und im übrigen als sog. Wirtschaftszulage angesehen 
werden; hierfür fehlt es in der Berechnung der Zulage an jedem 
Anhalt.

Das Landesarbeitsgericht hat auch nicht für die Auslegung 
wesentliche Gesichtspunkte übersehen. Was die Beklagte zur Ent-, 
stchungsgeschieilte der Partiezulagc vorgetragen hat, spricht 
nicht gegen die Annahme einer Leistungsprämie. Danach sollte 
die Zulage als Hittol dienen, ein angemessenes Verhältnis zwi­
schen dem Akkordlohn der Weber und dem Arbeitsverdienst der 
Stuhlmeister zu gewährleisten. Auch wenn dies zutrifft, folgt 
daraus nicht, daß der gewünschte Erfolg nicht, durch die Gewäh­
rung einer Prämie herbeigeführt werden konnte.

Ebensowenig läßt sich etwas gegen die Annahme einer Prämie 
daraus herleiten, daß im Zusammenhang mit der tariflichen Umstu­
fung der Stuhlmeister von der Gruppe M 1 b in die Gruppe II 2 zum 
1. Februar 1965, die eine Erhöhung des Tarifgehalts der Stuhlraei- 
stor um 19,—  DM.zur Folge hatte, die Partiezulage um 12,—  DM 
gekürzt und eine in Höhe von 7,—  DM bestehende weitere Zulage 
auf die Gehaltserhöhung "verrechnet" (also gestrichen) wurde.
Wenn die Revision daraus schließen will, die Vertragsparteien 
hätten die Partiezulage nicht als echte Leistungszulago angese­
hen, so ist das irrig. Denn unstreitig ist die Höhe der Partie- 
Zulage durch die Erhöhung der tariflichen Gehaltssätze, nie be­
rührt worden, wobei es in diesem Zusammenhang unerheblich ist, 
daß die Hilfsstuhlmeister nicht den vollen, sondern einen um 10 
oder 5 v.H. verminderten Betrag des jeweiligen Tarifgehalts er­
hielten. Infolgedessen kann die anläßlich der Überführung der 
Stülilmeistcr in eine höhere Tarifgruppe, vorgenoramenc Kürzung der 
Partiezulage, auf die sich die bisherigen Empfänger der Zulage 
eingelassen haben, nur als neues Prämienlohnabkommcn aufgefaßt 
worden. Dafür ist es ohne Belang, ob die Stuhlmeister die Kür­
zung der Zulage ohne Änderungskündigung nicht hätten hinzunehmen 
brauchen, oder ob etwa die Zulage von vornherein nur mit der Maß­
gabe versprochen war, daß beim Aufxnicken in eine höhere Gehalts­
gruppe kein Anspruch mehr auf die bisher gewährte Leistungszulago 
besteht, eine Minderung des bisherigen Einkommens aber nicht ein- 
treten darf (vgl. § 6 Ziffer 6 des Manteltarifvertrages vom 
16 o November 1948).
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Bestehen hiernach aus Rechtsgründen keine Bedenken gegen 
die Auffassung des Landesarbeitsgerichts, bei der PartieZulage 
handele es sich um eine echte LeistungsZulage, die als zusätz­
liche Vergütung gute Leistungen belohnen und zu guten Leistun­
gen anspornen soll, so ist es mangels einer entgegenstchcnden 
Vereinbarung nur folgerichtig, wenn das Lande s ai*b ei tsgericht 
weiter annimmt, daß nach dem Willen der Vertragsparteien diese 
Zulage neben dem den Stuhlmeistern und Hilfsstuhlmeistern zu- 
stehenden Grundgehalt zu zahlen ist; es sind weder Tatsachen 
fcstgcstellt, die dem widersprechen, noch läuft eine solche 
Auslegung anerkannten Auslegungsregcln zuwider,, Dann ist es 
aber schon nach dem der Gewährung der Partiezulage zugrunde­
liegenden übereinstimmenden Parteiwillcn imzulässig, die Zu­
lage zur Auffüllung eines untertariflichen Grundgehalts heran­
zuziehen, Lind die Beklagte kann sich nicht darauf berufen, daß 
die Bezüge des Klägers insgesamt stets mehr als das Tarifge­
halt eines Stulilmeistors ausgemacht hätten»

Hiernach war die Revision zurückzuweisen.. Die Kostcnont- 
scheidung beruht auf § 97 Abs» 1 ZPO»

gez» Dr» Pechcr Dr» Neumann Dr» Märtel

Willems Dr» Babel
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